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Abkürzungsverzeichnis

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
BAG Bundesamt für Gesundheit
EU Europäische Union
NATO North Atlantic Treaty Organization
SRK Schweizerisches Rotes Kreuz
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
OFSP Office fédéral de la santé publique
UE Union européenne
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
CRS Croix-Rouge suisse
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Innere Sicherheit

Für die Eindämmung der Gefahren, die vom Internet ausgehen, sprach sich auch der
Nationalrat aus. So hiess er ein Postulat Darbellay (cvp, VS) gut, welches den Bundesrat
beauftragt, ein Konzept zum Schutz der digitalen Infrastruktur der Schweiz vorzulegen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass er sich der Bedeutung von Cyber-
Bedrohungen bewusst sei und er deshalb beschlossen habe, die Federführung für das
Thema Cyber Defense auf Stufe Bund dem VBS zu übertragen. Am 10. Dezember 2010
war für eine befristete Zeit ein Projektleiter in der Person von Divisionär Kurt Nydegger
gewählt worden. Ein Strategiepapier zur Cyber Defense soll im Frühling 2012 vorliegen.
Im Verlaufe des Jahres zeigte sich, dass Ueli Maurer und seine Spezialisten eine
Kooperation mit dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre in der estnischen
Hauptstadt Tallinn anstreben. 1

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Schärfere Voten fielen in der umfassenden Sicherheitsdebatte über den auf ein
freisinniges Postulat zurückgehenden bundesrätlichen Zwischenbericht zur
Sicherheitspolitik, dessen Berechtigung vom sozialdemokratischen Fraktionssprecher
in Frage gestellt wurde. Bei der allgemeinen Kriegshysterie müsse berücksichtigt
werden, dass die Afghanistankrise in keinem direkten Zusammenhang mit Europa stehe.
Waren die Sozialdemokraten der Auffassung, das Parlament habe der Armee entgegen
den Klagen der Militärs die zur Erfüllung ihrer Aufgäbe erforderlichen Mittel stets
gegeben, erachtete man bürgerlicherseits die schweizerische Verteidigungsbereitschaft
als ungenügend. Mit Kriegspsychose habe es nichts zu tun, wenn eine tatsächliche
Bedrohung durch die UdSSR festgestellt werden müsse, obschon stets von
Entspannungspolitik die Rede gewesen sei. Der neue Vorsteher des EMD,
Bundespräsident Chevallaz, nahm die Gelegenheit wahr, alternative Konzepte wie den
Guerillakrieg abzulehnen, redete einer mobilen, aggressiven Verteidigung das Wort und
wies den Vorwurf zurück, dass das Soziale der Rüstung geopfert worden sei. Mit 109:6
Stimmen verwarf hierauf der Nationalrat einen Antrag der äussersten Linken, vom
Bericht ablehnend Kenntnis zu nehmen. 2

POSTULAT
DATUM: 24.09.1980
FRANÇOIS DA POZZO

Le Conseil national a transmis un postulat Günter (ps, BE) qui invite le Conseil fédéral à
étudier comment le DDPS pourrait participer au programme de soins thérapeutiques
pour les victimes de la torture mis sur pieds par la Croix-Rouge suisse et à rendre un
rapport à ce sujet. L’auteur argue que par rapport aux nouvelles missions de l’armée,
les autorités ont intérêt à acquérir des connaissances concrètes dans le domaine du
comportement des civils et des militaires confrontés à des expériences
traumatisantes. 3

POSTULAT
DATUM: 20.03.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le Conseil national a adopté un postulat Segmüller (pdc, LU) chargeant le Conseil
fédéral de mettre en place un groupe de coordination sur la sécurité intérieure au
niveau fédéral. Le député a estimé que les forces d’intervention chargées de la sécurité
intérieure ne peuvent plus exécuter leurs tâches en raison d’exigences toujours plus
élevées. 4

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Au mois de juin, le Conseil des Etats a accepté un postulat Recordon (pe, VD) invitant le
Conseil fédéral à élaborer un rapport sur les capacités helvétiques à faire face à une
attaque cybernétique dans ses conséquences civiles et militaires. Le conseiller aux
Etats souligne que ces attaques peuvent bloquer totalement ou partiellement les
infrastructures et réseaux vitaux d’un pays et paralyser l’armée. 5

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Berichtsjahr kamen im Nationalrat zwei Postulate zur Abstimmung, die sich mit der
Vereinbarkeit von Beruf und militärischer Laufbahn befassten. Das Postulat Landolt
(bdp, GL) beauftragte den Bundesrat, Lösungen zu finden, mit denen die Attraktivität
der Offizierslaufbahn innerhalb der Armee gesteigert werden könnte. Im Gegensatz zu
früher seien Offiziere nicht mehr gefragte Führungskräfte und der für die Wirtschaft
nutzbringende Transfer der erlangten Kompetenzen gelinge nicht mehr in
vergleichbarem Ausmass. Zusammen mit Mitunterzeichnenden aus vorwiegend
bürgerlichen Kreisen forderte Landolt unter anderem eine Attraktivitätssteigerung der
Offizierslaufbahn, indem beispielsweise eine Harmonisierung mit der beruflichen
Laufbahn vorgenommen wird. Das „vielversprechende Zielpublikum“, das der Armee im
Moment fehle, soll damit wieder erreicht werden. Im zweiten Postulat, welches 2010
von Sylvie Perrinjaquet (fdp, NE) (Po. 10.4049) eingereicht wurde, wird der Bundesrat zu
einer Evaluation beauftragt, mit der festgestellt werden soll, wie die innerhalb des
Militärdienstes erworbenen Fähigkeiten im Berufsleben validiert werden könnten.
Zivilen Arbeitgebern sollte ermöglicht werden, sich über im Militärdienst erworbene
berufliche Kompetenzen, Qualifikationen und entsprechendes Fachwissen der
Arbeitnehmer zu informieren. Umgekehrt sollten damit aber auch spezifische
Fähigkeiten von Armeeangehörigen innerhalb derer Diensttätigkeit besser eingesetzt
werden können. Diese doppelte berufliche Anerkennung dürfte den Gehalt der
Diensttage in den Augen der Unternehmen aufwerten und gleichzeitig die Rolle der
Weiterbildung innerhalb der Armee stärken. Beide Postulate wurden diskussionslos
angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im September des Berichtsjahres reichte die SiK-SR ein Postulat zu den
Immobilienverkäufen des VBS ein. Der Bundesrat wurde beauftragt, bis Mitte 2012
einen Bericht vorzulegen, in dem präzisiert wird, welche Liegenschaften des VBS
veräussert werden könnten, die Zeiträume dafür zu skizzieren und Angaben zum
möglichen Verkaufserlös zu machen. Darüber hinaus sollte geprüft werden, wie der
erzielte Erlös dem VBS über die Erhöhung des Ausgabenplafonds der Armee für
Rüstungsbeschaffungen wiederum zur Verfügung gestellt werden könnte. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats mit der Anmerkung, erst nach Behandlung des
Armeeberichts die Anforderungen des Begehrens erfüllen zu können. Der Ständerat
nahm das Postulat diskussionslos an. 7

POSTULAT
DATUM: 27.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Mai 2012 wurde im Ständerat ein Postulat Berberat (sp, NE) überwiesen, welches auf
die bessere Koordination zwischen Rekrutenschule und Hochschulstudium abzielt.
Dies wurde damit begründet, dass nach dem Bologna-System die Semester bereits
Mitte September beginnen und damit eine 21 wöchige Rekrutenschule nicht im Sommer
absolviert werden kann, ohne dass ein Studienbeginn oder dessen Fortsetzung dadurch
tangiert wird. Früher war das mit der kürzeren RS-Dauer noch möglich. Um den
Studierenden die Einbusse eines Semesters oder gar eines Studienjahres zu ersparen,
wurde der Bundesrat beauftragt, zusammen mit den Kantonen und den Hochschulen
Lösungen zu suchen, welche den Studenten zugute kommen. Denkbar sei eine
Verkürzung der RS um zwei bis drei Wochen unter gleichzeitiger Verschiebung des
Semesterstartes um einige Wochen. Nach einem unterstützenden Votum durch
Bundesrat Maurer – der Bundesrat führe bereits entsprechende Gespräche – wurde
das Postulat diskussionslos angenommen. Ein genau gleich lautendes Postulat Maire (sp,
NE) (Po. 12.3210) überwies der Nationalrat Mitte Juni. 8

POSTULAT
DATUM: 31.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Mitte Jahr gelangte ein seit 2010 hängiges Postulat Bourgeois (fdp, FR) in den
Nationalrat. Der begeisterte Berggänger verlangte vom Bundesrat, einen Bericht über
die Patrouille des Glaciers (PDG) zu verfassen. Darin soll unter anderen Aspekten
beleuchtet werden, wie dieser Anlass das Bild der Schweiz und das Ansehen der Armee
in der Bevölkerung präge und welche Ausgaben für die Organisation des Anlasses
notwendig sind. Des Weiteren soll der Bundesrat skizzieren, welche weiteren
Massnahmen nötig seien, um den Fortbestand des Anlasses langfristig zu sichern. In
seiner Antwort teilte der Bundesrat die positiven Aspekte dieses Sportanlasses, merkte
aber an, dass eine Studie der Universität Lausanne von 2007 die gestellten Fragen
bereits aufgegriffen und positiv beantwortet habe. Der während der Diskussion
anwesende Bundesrat Maurer gestand dem speziellen Sportanlass zwar Einmaligkeit
und Ausstrahlung zu. Dennoch sei das Postulat aus oben genanntem Grund abzulehnen.
Trotz einiger Gegenstimmen, vorwiegend aus dem links-grünen Lager, wurde das
Postulat allerdings mit 111 gegen 33 Stimmen angenommen. 9

POSTULAT
DATUM: 07.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Juni des Berichtsjahres wurden zwei ähnlich lautende Vorstösse aus dem Jahr 2010
im Parlament besprochen. Ein Postulat Malama (fdp, BS) (Po. 10.3570) und eine Motion
Stump (sp, AG) (Mo. 10.3832) sollten den Bundesrat dazu bewegen, das Nebeneinander
von Militärdienst und ziviler Ausbildung besser zu koordinieren. Beide Begehren
problematisieren die der Bologna Reform geschuldete Verschiebung der
Semesterdaten: Maturanden könnten keine vollständige RS zwischen Schulabschluss
und Studienbeginn mehr absolvieren. Die resultierende Situation sei für alle Beteiligten,
Armee und Wirtschaft, aber insbesondere für die betroffenen Stellungspflichtigen
unbefriedigend. Malama fordert deswegen bessere Beratungsangebote und Stump
verlangt eine bessere Koordination. Der Bundesrat anerkannte die Problematik, sah
aber durch das bestehende Angebot mit drei RS-Starts pro Jahr die zivilen Bedürfnisse
als erfüllt an. Einen akuten Handlungsbedarf erkannte die Regierung nicht. Dennoch
werde sie die Anliegen im Zuge der Weiterentwicklung der Armee berücksichtigen. In
der Sommersession wurde das Postulat Malama diskussionslos mit 115 zu 40 Stimmen
angenommen. Gleichentags wurde über die Motion Stump befunden, die von Chantal
Galladé (sp, ZH) übernommen worden war. Die Zürcher Sozialdemokratin unterstrich
die Wichtigkeit der Koordination der Ausbildungen. Man dürfe den künftigen Studenten
nicht zumuten, ein Zwischenjahr einlegen zu müssen. Bundesrat Maurer anerkannte in
seinem Votum die Anliegen, verwies aber auf das bereits früher überwiesene Postulat
Berberat. Der Bundesrat sei bereits mit der Lösungssuche beauftragt und deswegen sei
dieser Vorstoss abzulehnen. Entgegen dieser Aufforderung wurde die Motion
angenommen (82 zu 71 Stimmen). Im September kam das Geschäft in den Ständerat,
dessen SiK sich kritisch dazu geäussert hatte: Erstens liege es nicht in der Kompetenz
des Bundes, Vorschriften über den Semesterbeginn zu erlassen und zweitens reiche die
Zeit zwischen Schulabschluss und Mitte September ohnehin nicht, um eine vollständige
Rekrutenschule durchzuführen. Auch Bundesrat Maurer setzte sich erneut gegen die
Motion ein und betonte, dass es einen Dialog zwischen Bund und Hochschulen brauche
und nicht einseitige Forderungen an die Armee. Der Ständerat folgte der Kommission
und dem Bundesrat und lehnte die Motion ab. 10

POSTULAT
DATUM: 19.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein 2012 eingereichtes Postulat Galladé (sp, ZH) über die Sicherung des Flugraumes
wurde im Frühjahr überwiesen. Mit dem Vorstoss wurde verlangt, dass der Bundesrat
ein Konzept erstellt um aufzuzeigen, wie der Schweizer Luftraum langfristig gesichert
werden soll. Dabei sollte, unter anderem, auf die luftpolizeiliche und militärische
Sicherheit sowie die Zusammenarbeit in der europäischen Luftraumüberwachung
eingegangen werden. Hinsichtlich des laufenden Prozesses Tiger-Teilersatz (Gripen),
der anstehenden Erneuerung der Fliegerabwehr und später der Ausserdienststellung
der heuer 16-jährigen F/A-18 Hornet Kampfjets, forderte Galladé ein langfristiges
Konzept über Gefahren, Beschaffungen und Finanzierung. Mit dem Verweis auf
bestehende Dokumente und Planungen beantragte der Bundesrat die Annahme des
Postulates. Stillschweigend wurde das Geschäft im Nationalrat durchgewinkt. 11

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das Konzept zur langfristigen Sicherung des Flugraumes wurde Ende August 2014 vom
Bundesrat vorgelegt. Darin skizziert die Regierung, wie die Armee künftig ausgestattet
werden kann. Seit der Einreichung des Postulats Galladé (sp, ZH) hatten sich mit der
Ablehnung des Gripen an der Urne die Vorzeichen freilich stark geändert, so dass der
Bundesrat bereits weiter in die Zukunft schaute. Bezüglich Kampfjets wurde eine
Beschaffung von neuen Flugzeugen mit dem Rüstungsprogramm 2022 ins Auge gefasst.
Die Luftabwehr insgesamt werde jedoch auch Pläne für eine neue Boden-Luft-Abwehr
beinhalten, wobei nicht nur Flugzeuge, sondern auch andere Flugkörper, z. B.
Lenkwaffen, abgewehrt werden sollten. Deutlich wurde dabei darauf hingewiesen, dass
mit den gegenwärtigen Rahmenbedingungen die Aufgaben im Luftpolizeidienst nach
2025 nicht erfüllt werden können. 12

POSTULAT
DATUM: 27.08.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Unter dem Titel Förderung der Blutstammzellenspende in der Schweizer Armee wurde
von Nationalrat Darbellay (cvp, VS) ein recht allgemein gehaltenes Anliegen formuliert.
Der Bundesrat wurde aufgefordert zu prüfen, inwiefern die Armee zu einer
Verbesserung der Stammzellenspende beitragen könnte. Der Postulant stellte sich vor,
dass in der Gesamtheit von jungen und gesunden Stellungspflichtigen geeignete
Kandidaten für eine Erweiterung des Registers von Spendern zu finden wären. Insofern
wird vorgeschlagen, dass diesen jungen Menschen auf freiwilliger Basis die Möglichkeit
gegeben wird, sich als Spender zur Verfügung zu stellen, wobei die Koordination beim
Batallionsarzt läge. Der Bundesrat sah hierin jedoch keine Verbesserung der
Stammzellenspende, da es seiner Ansicht nach eines Obligatoriums bedürfe, wofür
jedoch die gesetzliche Grundlage fehle. Aus einer medizinischen Sicht sei der Vorschlag
hingegen zu begrüssen. Allerdings sah der Bundesrat eher Chancen im Bereich von
Information und Motivation, nicht aber aufgrund institutionalisierter Massnahmen.
Solche würden lediglich in Koordination mit Public-Health-Kampagnen des BAG
umgesetzt, wie das beispielsweise im Rahmen der Masernkampagne der Fall ist. Der
inzwischen von Viola Amherd (cvp, VS) übernommene Vorstoss wurde im Nationalrat mit
110 zu 68 Stimmen bei 11 Enthaltungen gegen den Willen des anwesenden
Verteidigungsministers angenommen. 13

POSTULAT
DATUM: 10.03.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Roger Golay (mcg, GE) verlangte vom Bundesrat einen departementsübergreifenden
Bericht, in dem aufgezeigt werden soll, wie Schweizer Unternehmen gefördert werden
könnten. Im Fokus sollen dabei Unternehmen stehen, die «aufgrund der besonderen
Natur ihrer Technologie oder ihrer Tätigkeit für den wirtschaftlichen Fortschritt und für
die nationale Sicherheit wesentlich» seien. Und es war die «sicherheitsrelevante
Technologie- und Industriebasis», wie sie in der Rüstungspolitik der Regierung
vorgesehen war, die den Postulanten umtrieb. Es sollte daraufhin gearbeitet werden,
dass einem Abwandern von Wissen und Produkten ins Ausland entgegengetreten
werden kann, so die Forderung. Die Entwicklung und später auch die Anwendung von
neuen Technologien in der Schweiz sei anzustreben, denn Innovation und Sicherheit,
seien ein Tandem, das für den Wohlstand und die Unabhängigkeit der Schweiz
entscheidend ist. Mit Empfehlung auf Annahme des Postulats durch den Bundesrat
gelangte der Vorstoss im Sommer 2017 in den Nationalrat, wo keine Opposition
auszumachen war. Diskussionslos wurde das von 46 Nationalrätinnen und Nationalräten
aller Parteien mitunterzeichnete Postulat angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 16.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Le postulat pour la promotion du don des cellules souches sanguines au sein de
l'armée suisse a été classé, comme le souhaitait le Conseil fédéral. Dans son rapport
sur «les motions et postulats des conseils législatifs 2017», il indiquait avoir répondu à
ses objectifs. Le DDPS, en collaboration avec Transfusion CRS Suisse, informe depuis
2014 les nouvelles recrues de l'existence du programme du don de cellules souches du
sang. Depuis, plus de 500 recrues se sont manifestées comme donneurs potentiels,
renforçant ainsi sensiblement la qualité du registre suisse des donneurs de cellules
souches du sang. En 2017, une campagne de sensibilisation a également été déployée
dans six centres de recrutement de l'Armée suisse. Une évaluation intermédiaire a
montré que les circonscrits et circonscrites étaient alors davantage conscients de
l'importance de ces dons. La campagne était initialement limitée à une année, mais
l'armée s'est déclarée en faveur d'une prolongation. 15

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
DIANE PORCELLANA
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Militäreinsätze

Der Ständerat überwies am 1. Juni ein Postulat seiner Sicherheitspolitischen
Kommission, in welchem der Bundesrat beauftragt wird, bis Ende 2013 einen Bericht
vorzulegen, in dem er die Möglichkeiten und seine Strategie der künftigen
sicherheitspolitischen Kooperation mit Europa darlegen soll. Die Schwerpunkte sollen
dabei sein: Wie sich die Schweiz ausserhalb eines NATO- und EU-Beitrittes verstärkt an
der Sicherheitsproduktion im europäischen Rahmen beteiligen könnte, in welche
Richtung sich die Neutralitätspolitik weiter entwickeln sollte, wie eine weitergehende
Kooperation konkret ausgestaltet werden könnte und welcher Mehrwert sich damit für
die schweizerische und europäische Sicherheit ergeben würde. Der
Kommissionssprecher Bruno Frick (cvp, SZ) merkte in seiner Rede an, dass im
Armeebericht 2010 eine Perspektive für die zukünftige Gestaltung der Sicherheitspolitik
fehle und deshalb ein neuer Bericht in Auftrag gegeben werden müsse. Der Bundesrat
anerkannte dieses Anliegen. 16

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Militärorganisation

Le Conseil national a transmis le postulat Keller (pdc, AG) priant le gouvernement de
prendre des mesures en vue de promouvoir auprès des jeunes l'avancement dans
l'armée. 17

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Contre l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté, par 138 voix contre 48, un
postulat Wasserfallen (prd, BE), qui demandait au gouvernement de procéder à
l'examen de la planification des périodes de service militaire en tentant d’organiser les
école de recrues et les cours de répétition en fonction du calendrier des hautes écoles
et en introduisant un maximum de flexibilité, afin d’atténuer les inconvénients qui en
résultent pour les entreprises et les haute écoles. Le postulat a été classé dans le cadre
de l'examen de développement de l'armée (voir ici). 18

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté, contre l’avis du Conseil fédéral, un postulat du député
socialiste Hans Widmer (ps, LU), qui demandait au gouvernement de présenter au
parlement un rapport sur un code de conduite des personnels militaires, la Suisse
étant un des rares pays à ne pas disposer d’un tel code. 19

POSTULAT
DATUM: 01.10.2008
ELIE BURGOS

Priska Seiler Graf (ps, ZH) aimerait que le Conseil fédéral évalue des mesures
exemplaires de promotion des droits et des opportunités des femmes dans les
organisations militaires, au regard de sa politique d'égalité. Dans les stratégies d'égalité
destinées à l'armée, il faudrait d'abord privilégier cette démarche avant d'imposer de
nouvelles obligations aux femmes. Le groupe de travail chargé d'analyser le système de
l'obligation de servir préconisait d'ailleurs le modèle norvégien, selon lequel tant les
femmes que les hommes accomplissent leur service au sein de l'armée ou de la
protection civile. Le Conseil fédéral partage l'avis de la parlementaire. Il juge pertinent
de s'intéresser à la pratique étrangère dans le cadre du rapport sur le renouvellement
des effectifs de l'armée attendu pour fin 2020. Le postulat sera adopté par le Conseil
national. 20

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
DIANE PORCELLANA

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

Der Ständerat überwies in der Sommersession 2015 ein Postulat Cramer (gp, GE), das
den Bundesrat mit der Prüfung eines Massnahmenplans gegen Einkaufstourismus
beauftragte und der Regierung eine Aufstockung des Grenzwachtpersonals nahelegte.
In der Debatte hatte Bundesrätin Widmer-Schlumpf zwar die generelle Notwendigkeit
einer Aufstockung des Grenzwachtkorps unterstrichen, gab aber gleichzeitig auch zu
bedenken, dass Einsätze von Grenzwächtern keine unmittelbare Wirkung auf den
legalen Einkaufstourismus hätten. 21
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 22
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